
dahin auf die Beförderung von Kabeln, Gußteilen, 
Armaturen u. ä. beschränkten. Seit Februar 1964 nahm 
der Brigadier M. die monatlichen Arbeitsschutzbeleh­
rungen der Brigade entsprechend der Art der von dieser 
auszuführenden Arbeiten vor.
Die vier Arbeiter wurden von M. gewohnheitsmäßig 
und allgemein darauf aufmerksam gemacht, beim 
Transport vorsichtig zu sein. Sie wurden weder vom 
Angeklagten noch von einem anderen verantwortlichen 
Mitarbeiter seines Bereiches in die Arbeit mit der Lei­
ter eingewiesen und in arbeitsschutzrechtlicher Hin­
sicht belehrt. Bei Arbeitsaufnahme war keinem der vier 
Arbeiter bekannt, daß für die Arbeit mit der Leiter 
besondere Bedienungsanweisungen und andere Vor­
schriften für den Gesundheits- und Arbeitsschutz zu 
beachten sind; sie wußten insbesondere auch nicht, daß 
die Leiter nur in eingezogenem Zustande transportiert 
werden durfte. Sie schoben die Leiter jeweils von Mast 
zu Mast, wobei eine Beschädigung des Spornrades die 
Beförderung erschwerte, so daß es hierzu einer sehr 
großen Kraftanstrengung bedurfte. Bei der Verände­
rung des jeweiligen Standortes wurde die Leiter nicht 
eingezogen. Lediglich in einem Falle, als ein von ihnen 
wahrgenommenes Gummikabel unterquert werden 
mußte, zogen sie die Leiter ein. Eine 15-kV-Freileitung 
die die Straße rechtwinklig in mehr als 8 m Höhe 
kreuzte, nahmen die vier Arbeiter nicht wahr, weil sie 
beim Weiterschieben der Leiter infolge der hierzu er­
forderlichen Kraftanstrengung zur Erde blickten und 
eine Aufsichtsperson für die Arbeiten nicht vorhanden 
war. Die Leiterspitze kam mit einer Phase der Frei­
leitung in Berührung, so daß die metallene Leiter unter 
Spannung gesetzt wurde und dadurch ein einpoliger 
Erdschluß auftrat. Drei Arbeiter verunglückten tödlich, 
ein Arbeiter erlitt Verletzungen, die einen Dauer­
schaden im Umfange einer 30prozentigen Arbeits­
unfähigkeit zur Folge haben werden.
Hinsichtlich der Situation im Gesundheits- und Arbeits­
schutz im VEB Starkstromanlagenbau hat das Bezirks­
gericht festgestellt, daß von der Leitung dieses Betrie­
bes die Bestimmungen des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes völlig ungenügend beachtet wurden. So wur­
den die leitenden Kader durch den Stammbetrieb nicht 
oder nur unzulänglich in ihre Aufgaben eingewiesen 
und mangelhaft mit den hierfür maßgebenden gesetz­
lichen Bestimmungen versorgt. Die Belehrungspläne für 
das Jahr 1964 wurden wegen angeblichen Zeitmangels 
nicht überarbeitet, sondern die des Jahres 1963 wurden 
weiterhin für verbindlich erklärt. Die Befähigungsnach­
weise wurden nicht erneuert, so daß 69 der auf der 
Baustelle Schwedt eingesetzten leitenden Mitarbeiter 
nicht bzw. nicht mehr im Besitz des gültigen Befähi­
gungsnachweises waren. Die monatlichen Arbeits­
schutzbelehrungen waren formal und nicht praxisver­
bunden. Erst seit Mitte des Jahres 1964 wurden auf der 
Baustelle auf Initiative des Montageingenieurs und 
später auch des Montageleiters Anstrengungen zur Ver­
besserung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes unter­
nommen, wobei sie jedoch unzulänglich vom Stamm­
betrieb unterstützt wurden.
Auf der Grundlage dieses Sachverhalts hat das Bezirks­
gericht festgestellt, daß der Angeklagte als Obermon­
teur mit eigenem Meisterbereich gern. §§ 8, 18 ASchVO 
zu den leitenden Mitarbeitern des VEB Starkstrom­
anlagenbau gehört und für die strikte Einhaltung und 
Durchführung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes in 
seinem Bereich verantwortlich und verpflichtet war, 
sich ständig mit den hierfür maßgebenden Bestimmun­
gen vertraut zu machen, daß er dieser Pflicht nur un­
genügend nachgekommen ist, wobei er insoweit audf 
von seinem Betrieb nicht ausreichend angeleitet und 
kontrolliert wurde. Bei der von ihm angeordneten Ver­
wendung und Bedienung der Leiter durch die Mitglie­
der der Brigade M. verletzte er die ihm als Arbeits­
schutzverantwortlichen gem. ASAO 12/3 obliegende 
Rechtspflicht, sich zu vergewissern, ob die Leiter ein­
satzfähig war und bei der Leiter die Bedienungsvor­
schriften und die ASAO vorhanden waren. Da sich 
diese Unterlagen nicht bei der Leiter befanden, hätten 
die Arbeiten nicht aufgenommen bzw. deren Einstel­
lung angeordnet werden müssen. Außerdem verletzte

er die ihm nach § 10 Abs. 1 und Abs. 2 Buchst, a sowie 
Abs. 3 ASchVO obliegende Rechtspflicht, die ihm zur 
Verfügung gestellten Arbeiter der Brigade M. mit den 
neuen Arbeitsbedingungen bei Ausführung ihrer Arbei­
ten mit der Leiter vertraut zu machen und sie insbeson­
dere über die vorschriftsmäßige Bedienung der Leiter 
und die dabei nach der ASAO 12/3 zu beachtenden Be­
sonderheiten zu belehren. Vor allem unterließ es der 
Angeklagte, einen aufsichtsführenden Verantwortlichen 
für die Arbeit zu benennen, der für die Einhaltung der 
Bedienungsvorschrift und für die gesundheits- und 
arbeitsschutzrechtlichen Belange hätte Sorge tragen 
müssen.
Das Bezirksgericht hat weiterhin festgestellt, daß diese 
Pflichtverletzungen des Angeklagten kausal für den 
Tod der drei Arbeiter sowie für die Körperverletzung 
des einen Arbeiters sind. Es ist davon ausgegangen, daß 
durch das Unterlassen des Angeklagten die Leiter ver­
botswidrig in Betrieb genommen wurde. Im Zusam­
menhang damit und insbesondere durch die Nichtbeleh­
rung der Arbeiter über die Bedienung und den Um­
gang mit der Leiter und insoweit vor allem auch durch 
das Unterlassen, eine Aufsichtsperson zu bestellen, 
wurde die Leiter in ausgezogenem Zustand bewegt. 
Dadurch wurde zunächst eine konkrete Gefährdung 
der Gesundheit und des Lebens der Arbeiter und in 
der weiteren Folge der Anstoß an die Starkstrom­
leitung und der Tod sowie die Körperverletzung der 
Arbeiter herbeigeführt. Diese Folgen wären nicht ein­
getreten, wenn sich der Angeklagte pflichtgemäß ver­
halten hätte.
Das Bezirksgericht hat das Verhalten des Angeklagten, 
soweit er den Forderungen aus der ASAO 12/3 nicht 
nachgekommen ist, als vorsätzlich begangene Pflicht­
verletzungen beurteilt und dies damit begründet, daß 
der Angeklagte um seine Verantwortlichkeit für die 
Gewährleistung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
in seinem Meisterbereich wußte, ihm auch bekannt war, 
daß für Arbeiten mit ausziehbaren Leitern eine in sei­
nem Besitz befindliche ASAO besteht, die ihm konkrete 
Pflichten auferlegte, er seit vielen Jahren schon Bri­
gadier war und bereits im Jahre 1958 auch einen Be­
fähigungsnachweis ablegte.
Das Bezirksgericht hat das Verhalten des Angeklagten 
weiterhin als Verstoß gegen §§ 10, 31 ASchVO beurteilt, 
und zwar als unbewußt fahrlässig begangene Ver­
letzung seiner sich daraus ergebenden Rechtspflichten, 
weil er, obwohl er dazu in der Lage gewesen wäre, es 
unterlassen hat, sich seiner Belehrungspflicht gegenüber 
den Arbeitern der Brigade M. gemäß der ASAO 12/3 
bewußt zu werden; deshalb sah er die eingetretenen 
Folgen nicht als möglich voraus, obwohl er diese auf 
Grund seiner Kenntnisse und langjährigen Erfahrungen 
hätte voraussehen können und müssen.
Das Bezirksgericht hat den Angeklagten wegen unbe­
wußt fahrlässig begangenen Verstoßes gegen § 31 
ASchVO in Tateinheit mit unbewußt fahrlässig began­
gener Tötung und Körperletzung gern. §§ 222, 230, 
73 StGB verurteilt.
Gegen dieses Urteil richtet sich die im vollen Umfang 
eingelegte Berufung des Angeklagten, mit der Freispruch 
beantragt wird.
Die Berufung führte zur Abänderung des Urteils im 
Strafausspruch.

A u s d e n G r ü n d e n :
Soweit mit dem Rechtsmittel ungenügende Aufklärung 
und unrichtige Feststellung des Sachverhalts gerügt 
wird, hat die Überprüfung der Entscheidung die Nicht­
begründetheit dieser Rüge ergeben.
Zutreffend hat das Bezirksgericht festgestellt, daß der 
Angeklagte seine Kenntnis von der Existenz und dem 
wesentlichen Inhalt der für Arbeiten mit fahrbaren, 
mechanisch ausziehbaren Leitern bestehenden beson­
deren Arbeitsschutzanordnung nicht zum Anlaß nahm, 
sich vor und bei Erteilung des Arbeitsauftrages über 
die Einzelheiten dieser Bestimmungen zu informieren 
und dabei die ihm von seinem Betrieb als Anleitung 
und Hilfsmaterial zur Verfügung gestellte Broschüre


